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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit widmet sich einem Teilbereich der Frage, ob und un-
ter welchen Prämissen die Instrumente des Stadtumbau- und Sanierungsrechts 
geeignet sind, der Probleme, die der demographische Wandel für den Städtebau 
bedeutet, Herr zu werden. Die Thematik des Stadtumbaus wird in mehrfacher 
Hinsicht eingegrenzt auf einen besonderen Teilbereich behandelt: die Planung, 
Sicherung und Durchsetzung des Siedlungsrückbaus in den neuen Ländern. 
Aufwertungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen sowie der beginnende Stadt-
umbau in den Ländern der alten Bundesrepublik bleiben dabei außer Betracht, 
soweit ein Eingehen auf die Aufwertungskomponente des Stadtumbaus nicht 
zum Verständnis der Rückbauplanung unerlässlich ist. 

Der Stadtumbau soll nach den Erklärungen der Akteure und der politischen 
Entscheidungsträger in Bund und Ländern nicht auf den Abriss von Plattenbau-
quartieren beschränkt verstanden werden. Nach den politischen Zielsetzungen 
in Bund und Ländern soll der Umbau gleichermaßen durch Umstrukturierungen 
und die Aufwertung von Stadtteilen, die erhalten werden sollen, geprägt sein. 
Während die städtebaulichen Aufwertungen, aber qualitativ an die Aufgaben 
herkömmlicher Sanierungsverfahren  anknüpfen, hat diese Arbeit ihren Schwer-
punkt in der neuartigen Aufgabenstellung der planmäßigen Stadt Verkleinerung. 
Damit steht heute der Rückbau im Vordergrund nicht nur des öffentlichen,  son-
dern auch des Fachinteresses der Wohnungswirtschaft  und der Stadtplaner. Hier 
sind auch nach über zweijähriger Laufzeit des Bundesprogramms „Stadtumbau 
Ost'4 noch viele, insbesondere auch rechtliche Fragen offen.  Für die Aufwer-
tungsprojekte steht, soweit sie überhaupt realisiert werden können, ein erprobtes 
und bewährtes Instrumentarium des Sanierungsrechts zur Verfügung. Das be-
reits in den Achtzigerjahren dem Leitbild der behutsamen Stadterneuerung an-
gepasste Sanierungsrecht hat sich nach der Wende auch in den neuen Ländern 
überaus erfolgreich  bewähren können. Die vorliegende Untersuchung be-
schränkt sich deshalb auf die planungsrechtlichen Instrumente, die die neuartige 
Herausforderung  des Siedlungsrückbaus, der mehr als ein unkontrolliertes 
Schrumpfen sein sollte, künftig lenken werden. 

Das Problem des Siedlungsrückbaus wird, zeitlich verzögert, auch die west-
deutschen Länder erreichen, wenn die Auswirkungen des demographischen 
Wandels ein bislang ungekanntes Überangebot an Wohnungen hervorrufen 
werden. Pilotprojekte des „Stadtumbau West" sind bereits angelaufen. Dort 
spielt der flächenhafte Abriss jedoch noch keine nennenswerte Rolle. Anders 
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als in Westdeutschland bestehen die absehbaren Probleme aufgrund der anhal-
tenden Abwanderung in den neuen Ländern schon heute. Im November 2003 
waren bereits 31.000 Wohnungen abgerissen worden; bis zum Jahr 2009 sollen 
insgesamt 350.000 Wohnungen abgerissen sein. 

Eine besondere Komponente des Stadtumbaus in den neuen Ländern stellt 
die Altschuldenhilfe dar, die - gemeinsam mit der Rückbauforderung  - zu einer 
enormen Dynamisierung des Stadtumbauprozesses beigetragen hat. Der Abriss 
auf der Grundlage der Altschuldenhilfe ist für die Wohnungsbaugesellschaften 
und -genossenschaften attraktiver, als die von Leerständen betroffenen  Woh-
nungen sich selbst zu überlassen und konjunkturelle Verbesserungen abzuwar-
ten. Diese Hauptantriebsfeder  des „Stadtumbau Ost" schränkt dessen Modell-
charakter für den „Stadtumbau West" stark ein. Ähnlich überzeugende 
betriebswirtschaftliche  Vorteile, wie sie die Altschuldenhilfeverordnung  den 
förderberechtigten  Unternehmen fiir den Rückbau von Wohnungen gewährt, 
sind in den westdeutschen Problemstädten zurzeit noch nicht erkennbar. In den 
alten Ländern dürfte eine Förderung des Rückbaus, die nicht auch Elemente ei-
ner Substanzwertentschädigung beinhaltet, in absehbarer Zukunft nicht Erfolg 
versprechend sein. Der Bundesgesetzgeber hat, indem er die neuen Regelungen 
des Stadtumbaurechts nicht als aktive Durchfuhrungsinstrumente,  sondern vor-
wiegend als reine Lenkungsinstrumente zur Steuerung des vorhandenen dyna-
mischen Prozesses ausgestaltet hat, erkennbar zunächst die besondere Proble-
matik in Ostdeutschland in den Blick genommen. 

In der vorliegenden Arbeit wurde davon abgesehen, eine bestimmte Gemein-
de als Referenzmodell  des Stadtumbaus in den neuen Ländern heranzuziehen. 
Der Wohnungsbau der DDR verfügt durch seine zentralstaatliche Planung und 
Umsetzung über eine Homogenität, die mit den Verhältnissen in Westdeutsch-
land kaum vergleichbar ist. Auf der Grundlage der Aufbaugesetze der DDR von 
1950 und 1958, der Grundstücksverkehrsordnung von 1963 und des Bauland-
gesetzes von 1984 wurden in Ostdeutschland große Areale besonders an den 
Stadträndern einer Bebauung durch die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
(AWG) und die kommunale Wohnungsverwaltung (KWV) zugeführt.  Dies be-
stimmt bis heute die besondere Eigentümerstruktur in der ostdeutschen Woh-
nungswirtschaft.  Regelmäßig besteht pro Kommune eine kommunale Woh-
nungsbaugesellschaft und mindestens eine Wohnungsbaugenossenschaft, die in 
der Regel über größere zusammenhängende Mieteinheiten in den Randlagen der 
Kommunen verfügen. 

Ab Mitte der Sechzigerjahre kamen in der gesamten DDR weitgehend ver-
einheitlichte Gebäudetypen der Großplattenbauweise zum Einsatz. Die Akzep-
tanz der verschiedenen Wohnungstypen bei den Mietern ist zwischen Rostock 
und Zwickau vergleichbar. Die gängigen Stadtumbaustrategien bringen es mit 
sich, dass vielfach nur Ersatzwohnungen angeboten werden können, deren Zu-
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schnitt und Lage gegenüber den Wohnungen, die geräumt werden müssen, als 
weniger attraktiv angesehen werden. 

Alle genannten Aspekte bieten idealtypische Bedingungen für eine generali-
sierte Debatte von Lösungsansätzen. Es eröffnet  die Möglichkeit, eine Betrach-
tung der typisier- und zum Teil antizipierbaren Problemlagen ausgehend von 
den zur Verfügung stehenden Instrumenten vorzunehmen. Aus diesem Grunde 
lag es zugleich nahe, die Eignung der städtebaulichen Instrumente auf die be-
sondere Situation in den neuen Ländern zu beschränken. Durch die rasante 
Entwicklung des Stadtumbaus seit der Durchführung  des Bundes Wettbewerbs 
„Stadtumbau Ost" traten die Probleme der Wohnungswirtschaft  und der Ge-
meinden, besonders in der wohnungswirtschaftlichen Fachliteratur sehr schnell 
zutage. Durch eine Vielzahl von Fachtagungen und Seminaren besteht ein reger 
Austausch der Fachöffentlichkeit  aus Wohnungswirtschaft,  Kommunen und 
Anbietern von Infrastrukturleistungen.  Dabei stand und steht die Abrissproble-
matik im Vordergrund, während die Aufwertungsaufgaben,  von Finan-
zierungsproblemen auf Seiten der Kommunen abgesehen, wenig Schwierigkei-
ten zu bereiten scheinen. 

Die Untersuchung hat ihren Schwerpunkt in den konkreten hoheitlichen Ein-
griffen,  die zur Durchsetzung von einzelnen Rückbaumaßnahmen erforderlich 
werden können. Sowohl in der stadtplanerischen und wohnungswirtschaftlichen 
als auch in der juristischen Fachöffentlichkeit  herrscht weitgehend Einigkeit, 
dass der Stadtumbau nur gelingen kann, wenn konsensuale Lösungen erzielt 
werden können. Der Stadtumbau soll - diesen Standpunkt nimmt auch der Ge-
setzgeber in den neuen Regelungen der §§ 171a ff.  BauGB ein - in erster Linie 
auf der Grundlage städtebaulicher Verträge bewältigt werden. Die ersten Erfol-
ge des Siedlungsrückbaus bestätigen diese Grundentscheidung. Dabei ist jedoch 
zu berücksichtigen, dass bislang steuernde Eingriffe  kaum in nennenswertem 
Umfang erforderlich  waren. Zu groß war der Handlungsdruck auf Seiten der 
Wohnungswirtschaft  und zu wenig ausgeprägt die Kenntnisse um Folgelasten, 
die durch einen planlosen oder auf unzureichender Basis geplanten Rückbau 
entstehen können. Doch auch in den neuen Ländern wird in jüngster Zeit ver-
stärkt der Einsatz sanierungsrechtlicher Vorschriften  erwogen, um den Hand-
lungsspielraum der Gemeinden zu erweitern, da erkennbar wird, dass ein un-
sachgemäßer Siedlungsrückbau die Probleme des demographischen Wandels 
zusätzlich verschärfen  wird. Auch die Chance, die notwendige Schrumpfung zur 
planvollen Stadtgestaltung und -Verschönerung oder zur nachhaltigen 
Entwicklung von Freiräumen zu nutzen, wird zunehmend erkannt. Dass dies 
nicht immer mit den Vorstellungen der Wohnungswirtschaft,  einzelner Grund-
eigentümer oder -nutzer einhergeht, liegt auf der Hand. Hier gilt es sowohl die 
Handlungsoptionen der öffentlichen  Hand als auch die Rechtsschutzmöglichkei-
ten der Betroffenen  aufzuzeigen. 




